
Brüder, zur Sonne …
Schröders machiavellistischen Über-
raschungscoup machte den NRW-
Wahlabend zu seiner Bühne. Dieses 
eine Mal war die Politik kraft ihrer 
Einsicht in die eigene Lage allen 
Kommentatoren voraus. Es war zu 
studieren, wie ein Schachzug aus 
politischer Leidenschaft das gesam-
te eingespielte Kalkül der Berück-
sichtigung politischer Interessen aus 
den Angeln hebt. Nicht der politische 
Unternehmer, der wie alle anderen 
nur an sich und seinen Vorteil denkt, 
sondern der politische Virtuose, der 
sich an Fortuna mißt, war der Sie-
ger des Abends - und zwar ein poli-
tischer Virtuose, der an einem noch 
so unwahrscheinlichen Ausweg aus 
einer hoffnungslosen Lage mehr in-
teressiert war als an einem Erfolg 
für seine Partei. Aber auch politisch 
ist das ganze höchst spannend: Was 
steht zur Entscheidung? Was ist links 
und was ist rechts zu wählen, das 
müßte sich einer neuen und nachhal-
tigen Prüfung unterziehen. Aber was 
auch immer zur Wahl steht und wie 
auch immer die Entscheidung am 
Ende ausgeht, bereits die Vorziehung 
des Wahltermins wird im Lande ei-
nen Knoten (und Schlein) lösen und 
eine Bresche schlagen. Schon dafür 
wird das Wahlvolk Schröder dankbar 
sein. Endlich passiert was, endlich 
wird was aufs Spiel gesetzt, endlich 
dauert nicht mehr alles so endlos. 

Der Ermattungsstrategie 
überdrüssig, 

sucht der Kanzler die Entscheidungs-
schlacht. Alle historische Erfahrung 
aber zeigt: Das sichert ihm zwar den 
historischen Nachruhm, in der Ge-
genwart wird es den Machtverlust 
aber nur beschleunigen. Die Drama-
tisierung der Politik schafft sich ihre 
Enttäuschungen selbst. 
Wahlkämpfe sind jene sublimierte 
Form des Krieges, die sich Demokra-
tien um ihres lieben Frieden willens 
von Zeit zu Zeit leisten müssen. Mit 
anderen Worten, sie sind die Fortset-
zung des politischen Verkehrs unter 
Einmischung anderer Mittel. Zwar 
kommt es - hoffentlich - nicht zur 
Anwendung körperlicher Gewalt, 
doch die Mechanismen ähneln sich: 
die klare Scheidung von Freund und 
Feind, die Konzentration der Mittel 
auf ein einziges Ziel, das Verhältnis 
von taktischen Kniffen zur strategi-
schen Absicht. 

Des Kanzlers Präventivschlag
Gerhard Schröder hat sich jetzt zum 
Präventivkrieg entschlossen. Statt 
sich in der politischen Auseinander-
setzung bis zum regulären Wahlter-
min auf eine Ermattungsstrategie 
einzulassen, sucht er die Entschei-
dungsschlacht - und glaubt, er könne 
dadurch Stärke demonstrieren. Und, 
was am Rande ganz nebenbei auch 
demonstriert wird, ist, wie Angela 
Merkel eine nach der anderen - im 
unionsdominierten Bundesrat bis-
lang von der CDU blockierte - Posi-
tionen gar nicht anders kann, als auf-
zugeben. Und - zum Beispiel - dies:
Auch eine CDU-Regierung in Berlin 
hätte die Antidiskriminierungsvor-
haben aus Brüssel genauso in deut-
sches Gesetz überführen müssen, 
wie eine rot-grüne Regierung, die 
dafür schwer kritisiert wurde. 
Die aufgepeitschte Polemik, die 
kürzlich durch die Medien waberte, 
war zwar insofern bemerkenswert, 
als sie die neue Lust am Unterschied, 
an Elite undrituellen Formen zum 
Teil recht schamlos als weltanschau-
liches Bekenntnis verpackte. 
Entscheidend aber bleibt: So kon-
servativ, wie die Konservativen sich 
hierzulande gerieren, können sie auf 
europäischer Ebene gar nicht han-
deln. Rhetorische Rückzieher wer-
den derzeit gerade mehr oder weni-
ger klammheimlich gerade getätigt. 
Es ist nicht aller Tage abend ...

Taktische Rafinesse ?

Jenseits aller taktischen Raffines-
se, die Münteferings und Schröders 
Ankündigung, mit der Vertrauens-
frage im Bundestag für den Herbst 
Neuwahlen einzuleiten, auch haben 
mochte, ist ihr Schachzug vor allem 
eine politisch selbstbewußte Ent-
scheidung. Sie überantworten die 
Frage der politischen Führung dem 
demokratischen Souverän, gegen 
dessen Stimmungslage sie nicht län-
ger anregieren können und wollen. 

Die Getriebenen haben die Chance 
ergriffen, noch einmal Treibkraft zu 
sein. Sie verleihen so dem durchaus 
volksnahen Gefühl Ausdruck, einfach 
mal hinzuschmeißen. So gesehen ist 
das NRW-Wahlergebnis  nicht Voll-
zug einer politischen Lage, sondern 
Ausgangspunkt einer neuen Konstel-
lation, die Politik zumindest kurzzei-
tig wieder als Geschäft mit Optionen 
und nicht bloß als Laufrad der Sach-
zwänge erscheinen läßt. 
Der Wahltag jedenfalls wurde auf 
ganz andere Weise als vorhergesehen 
zum Tag der Entscheidung. 

Politik in Phasen
Wer aber ist der Souverän, dem nun 
mit großer Wahrscheinlichkeit das 
Wort gegeben wird? Obgleich er seit 
jeher viel befragt worden ist, konnte 
man ihn bislang am besten daran er-
kennen, daß er den von ihm gewähl-
ten Regierungen stets hinreichend 
Zeit zur politischen Gestaltung ließ. 
Die Geschichte der Bundesrepublik 
ist eine des gleichmäßigen politischen 
Atmens. Die Wechsel von christlich-
sozial zu sozial-liberal und zurück 
und schließlich zu rot-grün vollzo-
gen sich im Rhythmus eines gemäch-
lichen Ein- und Ausatmens. Phasen 
des Aufbaus und der Bestandssiche-
rung folgte nach 1968 das Bedürfnis 
nach nachholendem sozialen Wan-
del. Vorher wurde regiert, für Willy 
Brandt galt es, mehr Demokratie zu 
wagen. Der langen Ära Kohl, die für 
die Bundesrepublik bei allen restau-
rativen Begleiterscheinungen auch 
eine Art zweite Moderne einläutete, 
folgte die nachträgliche Profilierung 
einer politischen Generation, die bei-
nahe von der Geschichte übergangen 
worden wäre. 
Doch die Republik ist seither merk-
lich unruhiger geworden. Nimmt 
man die Zeit der großen Koalition 
von 1966 bis 1969 als politische Aus-
nahme, so stellt die Phase der rot-grü-
nen Koalition von 1998 bis 2005 die 
kürzeste Regierungszeit eines Bünd-
nisses in der Geschichte der Bundes-
republik dar. In den kommenden Wo-
chen dürfte allerhand geistige Ener-
gie auf die Frage verwandt werden, 
inwieweit das politisch-ökologische 
Projekt von Rot-grün gescheitert ist, 
obschon es vielleicht doch historisch 
notwendig war. 
Ausgezehrt, aber keiner merkts ? 

Mit der in der Rückschau auffälligen 
Gelassenheit, die zu den langen bun-
desrepublikanischen Regierungsperi-
oden beigetragen hat, dürfte es vor-
erst vorbei sein. Das hat gewiß viel 
mit einem drohenden sozialen Wan-
del zu tun, dem Rot-grün - mehr ge-
quält als gewollt - mit dem Stichwort 
Hartz IV die prägende Vokabel ver-
liehen hat. Wirtschaftliche Phasen 
der Stagnation aber haben zuvor kei-
neswegs politische Wechsel eingeläu-
tet. Es könnte der politische Wechsel 
selbst sein, der inflationär wird. 
Nach dem Ende der Ära Kohl schien 
die CDU auf längere Zeit meilen-
weit von einer baldigen Rückkehr 
zur Macht entfernt zu sein. Politische 
Lethargie, eine ausgebremste Nach-
wuchsgeneration und die Parteispen-
denaffäre hatten die CDU innerlich 
zerstört und nach außen zur Taten-
losigkeit verurteilt. Daß sie schon 
bald danach in zahlreichen Landta-
gen wieder als echte Alternative ge-
handelt werden konnte, entsprach 
nicht der politischen Realität. Perso-
nell wirkt die Partei - das offenbart 
auch die NRW-Wahl - bis heute aus-
gezehrt. 

Drei-Punkte Programm der SPD

Am 142. Geburtstag seiner Partei er-
öffnete der SPD-Chef den Wahlkampf 
für die SPD und Schröder als Kanz-
ler mit drei Hauptpunkten: erstens 
„Sozialer Fortschritt”. Hierunter sei-
en vor allem Bildung und Innovati-
on zu verstehen. Die Verkaufsformel 
„Erneuerung und Zusammenhalt” 
gemahnt nicht von ungefähr an das 
SPD-Wahlversprechen anno 1998, 
“Gerechtigkeit und Innovation”. 

Zum Zweiten die Agenda 2010, zu 
der “das eine oder andere dazu” 
komme: zum Beispiel die geplanten 
Steuererleichterungen für Unterneh-
men. Hier werde - nur so weit griff 
Müntefering seine über Wochen be-
triebene “Kapitalismuskritik” selbst 
auf - auch an die Verantwortung der 
Wirtschaft erinnert. 

Zum dritten werde im Wahlkampf 
die Rolle „Deutschlands in der Völ-
kergemeinschaft, in Europa” sowie 
als „Friedensmacht”, die auch nach 
innen „tolerant” sei, thematisiert. Zu 
diesen drei Feldern soll es ein “Wahl-
manifest” geben. Das Wahlmanifest 
wird als eine Kurzfassung des Partei-
programms auf einem vorgezogenen 
Parteitag der SPD verabschiedet. 

Womit - neben vielem anderen - auch 
der seit einem Jahr gehegte Plan, bis 
zu einem Parteitag im November ein 
neues Parteiprogramm zu schrei-
ben, gekippt wäre. Zwar liege die 
Entscheidung beim Vorstand, sagte 
Müntefering. Doch dieser werde sich 
ihm bestimmt darin anschließen, daß 
man Manifest und Programm „nicht 
unnötig doppeln darf”. 

Mit dem Manifest will die SPD über 
den „Kern” der politischen Fragen 
streiten, sagt Müntefering. 
Erstmals, aber doch nur am Ran-
de, nannte er hier den Gegensatz, 
mit dem die SPD sich vor allem von 
der Union abzugrenzen haben wird: 
“Bürgerversicherung oder Kopfpau-
schale”, also mehr Umverteilung in 
der Sozialversicherung - oder freie 
Bahn für deren Privatisierung. 

Eine Kabinettsumbildung schlossen 
Müntefering wie Regierungssprecher 
Béla Anda aus. Frische Minister-Ge-
sichter brauchen die Wähler also bis 
zum September nicht zu erwarten 
- bestenfalls Personalversprechen, 
die der amtierenden Riege so wenig 
wie möglich schaden. Was konkrete 
Gesetze angeht, so  der Regierungs-
sprecher, für alles schon auf den Weg 
Gebrachte - Antidiskriminierungsge-
setz, Steuersenkungen, Pflegereform-
konzept und Haushaltsplan 2006 - 
bleibe der “Zeitplan so wie beschlos-
sen”. Doch Müntefering stellte dies 
in Frage: Es sei sinnlos, “Dinge zu 
beginnen, die wir in dieser Legislatur 
nicht zu Ende führen können”. 

Das Wahlvolk soll antworten: “Wer 
soll bestimmen - soll das Gerd Schrö-
der oder soll das Frau Merkel?”, de-
klamierte der SPD-Chef. Die Regie-
rung jedenfalls wolle nicht mehr “im 
Schwitzkasten vom Bundesrat oder 
von Konstellationen welcher Art 
auch immer” stecken. 

Und die SPD-Linken ?

Mit diesen “Konstellationen” waren 
die SPD-Linken gemeint. Die werden 
von vielen Seiten nun für des Kanz-
lers Entscheidung haftbar gemacht. 
Damit jedoch sehen sie sich selbst 
überschätzt. 
Zwar hatte etwa das Präsidiumsmit-
glied Andrea Nahles angekündigt, sie 
und andere würden eine Wahlnieder-
lage nutzen, um mehr linke Inhalte im 
Auftritt der Partei zu platzieren. Und 
Ottmar Schreiner hatte gar gedroht, 
die Fraktion mit anderen Getreuen 
zu verlassen und dadurch die knappe 
rot-grüne Mehrheit im Bundstag ka-
puttzumachen. 

Jedoch wies Nahles das „groteske 
Gerücht” zurück, wonach etwa ein 
Brief von ihr und einigen Landes-
chefs an den Kanzler eine Rolle bei 
dessen Entscheidung gespielt habe. 
Der Brief sei “erledigt”. Was nicht 
heißt, daß die Linken nun von ihren 
Forderungen abgehen: Wenn Münte-
fering bei seiner Präsentation eines 
Wahlkampfs dicht an Kanzlerkurs 
und der Agenda 2010 bleibe, sag-
te Nahles in einem Interview, „dann 
läuftʼs eben auf eine Konfrontation 
hinaus”. 

Nur mit den von Müntefering ge-
nannten drei Punkten könne die SPD 
ihr soziales Profil nicht schärfen. 

“Und ohne Polarisierung bringen wir 
doch auch die CDU nicht auf die Bei-
ne, um Ohrfeigen anzusetzen.” 

Kein „Weiter so …“
Klar sei, daß “eine Strategie des 
,Weiter so  ̓ nicht mobilisierungsfä-
hig” sei: “Das Korsett 2010 ist zu eng 
- wir müssen es nicht ablegen, aber 
an einigen Stellen aufschnüren.” 

Auch Schreiner erklärte es zur 
“Kernforderung”, daß die SPD nun 
mit scharfem sozialpolitischem Pro-
fil angreife. Von Fraktionsaustritt war 
bei ihm keine Rede mehr, von Kon-
frontation auf der letzten Vorstands-
sitzung aber sehr wohl. Er nannte ein 
Wachstums- und Beschäftigungspro-
gramm, eine “klare Absage an die 
Kopfpauschale” und  Arbeitnehmer-
rechte. 

Wenn Müntefering und Schröder ge-
dacht haben sollten, mit dem Neu-
wahlen-Coup auch die Linke zu diszi-
plinieren, so sind sie damit jedenfalls 
noch nicht weit gekommen. Sollten 
sie darauf setzen, daß die Linken die 
Sozialdemokratie für die Oppositi-
onszeit neu erfinden - da dürften sie 
dabei sein. 

Therapie für die Republik 

Geht man davon aus, daß Schröder 
- könnte er, wie er wollte - eine Re-
formpolitik im Geiste Ludwig Er-
hards machen würde (und immerhin 
will er ja von der Linie auch im Wahl-
kampf nicht abweichen), geht man 
weiterhin  davon aus, daß die CDU 
viele der Diagnosen Schröders teilt 
und in einigen bayerisch motivierten 
Fällen sogar klassisch-sozialistischer 
war als der Kanzler, dann erkennt 
man, was diese Wahl sein wird: 
Sie ist eine Therapie für ein Land, 
das nicht mehr weiß, was es denkt, 
was es fühlt und was wirklich ist. 

Sozialstaatsrhetorik von seiten der 
mit 2, 2 Prozent ziemlich widerleg-
ten „Wahlalternative Arbeit und Ge-
rechtigkeit”, Münteferings Kapitalis-
muskritik - das alles wirkte ebenso 
wie Lafontaines bezeichnenderweise 
völlig überproportionierte öffentliche 
Rolle nicht mehr wie Politik, son-
dern wie die behaviouristischen Ex-
perimente einer Stimmungsdemokra-
tie. Geht das noch, wie es Jahrzehn-
te ging: pseudo-soziale Rhetorik, die 
ihre Anwendbarkeit nicht beweisen 
muß? Oder soziales Gewissen, das 
eine Gesellschaft objektiv unsozial 
macht, weil es eben nicht Gewissen, 
sondern Ideologie und damit Macht 
geworden ist? 

Die Versuche einer Revitalisierung 
der alten Ideologien sind, wie wir 
seit dem NRW-Wahlsonntag wissen, 
gescheitert. Zum erstenmal müssen 
Wähler gewonnen werden, ohne daß 
man sie dafür gleich belohnen wird. 
Letzten Endes veranschaulicht das 
alles die Verschiebung von der Mei-
nungsdemokratie hin zu einer Stim-
mungsdemokratie. Sie verlangt von 
den Wählern weniger die freie Wahl 
und die entschiedene Behauptung ei-
nes souveränen Volkes; sie verlangt 
vielmehr einen „laschen Konsens“, 
eine gütliche Lösung für eine Bevöl-
kerung, die nach den Exzessen der 
Meinungsumfragen allen möglichen 
Gehirnwäschen ausgesetzt ist und 
die nur noch reflexhaft auf die jewei-
ligen Wahlanfragen reagiert. So lan-
ge, bis morgen, nach den Fortschrit-
ten der elektronischen Demokratie in 
Echtzeit, unter dem Einfluß maßloser 
Reklame-Techniken, die Ära einer 
virtuellen Demokratie anbricht. Viel-
leicht ja gerade so, wie wir es bei der 
Wahl des Gouverneurs in Kalifornien 
erlebt haben. Schaun wir mal ...

Jürgen Gottschling
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